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Mr, 13347.) Geſetz über die Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und über eine Erhöhung der 
Stammeinlage des Preußiſchen Staates. Vom 28. April 1928. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel I. 

Das Geſetz über die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen 
Perſonalkredits vom 31. Juli 1895 in der Faſſung des Geſetzes vom 12. Dezember 1927 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 203) wird wie folgt geändert: 

1. Im $ 5 werden die Worte „Beamten der Anſtalt“ erſetzt durch die Worte „übrigen 
bei der Anſtalt beſchäftigten Perſonen“. 

2. Im 8 6 Abf. 2 Satz 1 werden die Worte „durch den Haushaltsplan feſtgeſetzten“ erſetzt 
durch das Wort „erforderlichen“. 

3. § 6 Abſ. 3 wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Der Präſident und die übrigen Mitglieder des Direktoriums werden vom 
Staatsminiſterium beſtellt und abberufen. Die Anſtellung erfolgt durch Privat⸗ 
dienſtvertrag auf die Dauer von vier Jahren. Die Abberufung kann, unbeſchadet 
vertraglicher Anſprüche, jederzeit erfolgen. 

4. § 7 wird geſtrichen. 
5. Im 8 8 werden die Abſ. 2 und 3 geftrichen, 


Artikel II. 
1. Beamtenrechtsverhältniſſe. 


SEP 


(1) Eine Anſtellung im Beamtenverhältnis findet nicht mehr ftatt. 
(2) Soweit dieſe Vorſchrift für vorhandene nichtplanmäßige Beamte oder Beamtenanwärter 
zu unbilligen Härten führt, ſind Ausnahmen mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde zuläſſig. 


8 2. 


(1) Die Beamten, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes im Dienſte der Preußiſchen Zentral: . 


genoſſenſchaftskaſſe ſtehen, können mit ihrer Zuſtimmung bei gleichzeitigem Ausſcheiden aus dem 
Beamtenverhältnis auf Privatdienſtvertrag übernommen werden. 

(2) Ihre zur Zeit des Ausſcheidens aus dem Beamtenverhältnis erworbenen Anſprüche auf 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenfürſorge bleiben gewahrt. 

(3) Der Anſpruch auf Ruhegehalt wird fällig, ſobald der auf Privatdienſtvertrag. über⸗ 
nommene Beamte nach Vollendung des 65. Lebensjahrs oder infolge dauernder Berufsunfähigkeit 
aus dem Dienſte der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe ausſcheidet. Iſt ihm das Dienſt⸗ 
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verhältnis von der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe gekündigt, ohne daß ein Grund vorliegt, 
der nach Beamtenrecht die Dienftentlaffung rechtfertigen würde, jo tritt die Fälligkeit mit dem 
Zeitpunkt ein, zu dem die Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe die Gehaltszahlung einſtellt. 
Scheidet er, ohne dauernd berufsunfähig zu ſein, vor Vollendung des 65. Lebensjahrs aus eigener 
Entſchließung aus dem Dienſte der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe aus, weil ihm die 
Fortſetzung des Dienftverhältniffes nicht zugemutet werden kann, ſo tritt die Fälligkeit ein, ſobald 
er das 65. Lebensjahr vollendet oder dauernd berufsunfähig wird oder beſchäftigungslos iſt; bei 
Beſchäftigungsloſigkeit ruht der Anſpruch, ſolange und ſoweit der auf Privatdienſtvertrag über⸗ 
nommene Beamte ſchuldhaft keine Beſchäftigung findet, die ihm nach feiner früheren Beamten- 
ſtellung zugemutet werden kann. 

(4) Die Gerichte ſind an die Entſcheidung der vorgeſetzten Behörde über das Beſtehen des 
Verſorgungsanſpruchs nicht gebunden. 

83. 

(1) Beamte, die nicht auf Privatdienſtvertrag übernommen werden, behalten die Rechte 
und Pflichten der unmittelbaren Staatsbeamten nach Maßgabe der Verordnung über die Rechts— 
verhältniſſe der Beamten der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe vom 2. Auguſt 1899 
(Geſetzſamml. S. 397). 


(2) Die Dienſtbezüge der Beamten werden unter Berückſichtigung der Erforderniſſe des 
Bankbetriebs in Anlehnung an die jeweiligen Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten 
durch Verordnung des Preußiſchen Staatsminiſteriums geregelt. 


2. Haushaltsplan. 


8 4. 
Ein Haushaltsplan wird nicht mehr aufgeſtellt. Der Haushaltsplan für das Geſchäfts⸗ 
jahr 1928 fällt weg. 
3. Geſchäftsführung. 
§ 5. 
Die Führung der Bücher, die Aufſtellung des Jahresabſchluſſes und die Gewinnverteilung 
beſtimmen ſich nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über die Aktiengeſellſchaft. 
8 6. 
(1) Die Geſchäftsführung, die Bücher und der Jahresabſchluß der Preußiſchen Zentral⸗ 


genoſſenſchaftskaſſe werden durch eine von der Aufſichtsbehörde nach Anhörung der Oberrechnungs— 
kammer und des Ausſchuſſes zu beſtimmende Reviſionsgeſellſchaft geprüft. 


(2) Die Wahrnehmung der Rechte des Preußiſchen Staates als Inhabers ſeiner Stamm— 
einlage wird von der Oberrechnungskammer geprüft. 


Artikel III. 


51115 


Die Stammeinlage des Preußiſchen Staates bei der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe wird 


J/%%%%%%%% 8 45 Millionen AM 
7j; 8 e 1 
ln ee FFT 175 Millionen AM 
erhöht. i 
82. 


(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im $.1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 


Preuß. Geſetzſammlung 1928. Nr. 19, ausgegeben am 30, 4. 28. 107 


(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld verwendet werden. 
Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf 
bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſehen. 


Artikel IV. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. April 1928. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13348.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung des von Veltheim'ſchen Familienguts Oſtrau 
und Groß⸗Weißandt. Vom 14. April 1928. 

Die Auflöſung des von Veltheim'ſchen Familienguts Oſtrau und Groß-Weißandt erfolgt nach 
Maßgabe der angeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Freiſtaat 
Anhalt über die einheitliche Auflöſung des von Veltheim'ſchen Familienguts. 

Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, 
zu ihrer Ausführung nähere Beſtimmungen zu erlaſſen. 


Berlin, den 14. April 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 


Vereinbarung 
zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Freiſtaat Anhalt wegen einheitlicher 
Auflöſung des von Veltheim'ſchen Familienguts. 


Um die gebotene einheitliche Auflöſung des in Preußen und Anhalt belegenen von Velt⸗ 
heim'ſchen Familienguts Oſtrau und Groß⸗Weißandt zu ermöglichen, haben die Preußiſche und die 
Anhaltiſche Regierung folgendes vereinbart: 


81. 

Das aus den Fideikommiſſen Oſtrau in Preußen und Groß-Weißandt in Anhalt beſtehende, 
nach den Stiftungsurkunden unteilbare und untrennbare von Veltheim'ſche Familiengut wird 
einheitlich durch die preußiſchen Auflöſungsbehörden nach den preußiſchen Beſtimmungen über die 
Zwangsauflöſung mit der Maßgabe aufgelöſt, daß das Familiengut mit dem 19. Oktober 1927 in 
der Hand des damaligen Beſitzers Hans Haſſo von Veltheim als frei geworden anzuſehen iſt. 
Gegenüber Gläubigern treten hinſichtlich der anhaltiſchen Teile des Familienguts die Wirkungen 
der Zwangsauflöſung erſt mit dem 1. Mai 1928 ein. 


§ 2. 

Soweit ſich eine in dem Auflöſungsverfahren zu erteilende miniſterielle Genehmigung auf 
die in Anhalt belegenen Teile des Familienguts bezieht, bedarf es inſoweit auch der Genehmigung 
des Anhaltiſchen Staatsminiſteriums. 5 5 

§ 3. 

Die durch die Auflöſung erforderlichen Eintragungen in die öffentlichen Bücher und Regiſter 
erfolgen, auch ſoweit es ſich um die anhaltiſchen Teile des Familienguts handelt, auf Erſuchen der 
preußiſchen Auflöfungsbehörde, ſoweit nicht nachſtehend etwas anderes beſtimmt iſt. Erſuchen 
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dieſer Art an anhaltiſche Behörden bedürfen aber der von der preußiſchen Auflöſungsbehörde un⸗ 
mittelbar einzuholenden Zuſtimmung der von der Anhaltiſchen Regierung zu beſtimmenden Auf⸗ 
löfungsbehörde. Im übrigen gelten, auch ſoweit die Erſuchen an anhaltiſche Behörden gerichtet 
ſind, die preußiſchen Beſtimmungen, insbeſondere die Allgemeine Verfügung des Preußiſchen 
Juſtizminiſters, betreffend die Erſuchen der Auflöſungsämter um Eintragungen in das Grund⸗ 
buch, vom 20. September 1921 (Preuß. Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt S. 498). 

Die Umſchreibung von Grundſtücken oder Rechten, die in anhaltiſchen Grundbüchern ein⸗ 
getragen ſind, auf den Namen desjenigen, in deſſen Hand dieſe Vermögensbeſtandteile frei ge⸗ 
worden ſind, erfolgt nur auf unmittelbaren Antrag des Berechtigten auf Grund eines von ihm 
vorzulegenden Zeugniſſes der zuſtändigen anhaltiſchen Aufſichtsbehörde über ſeine Berechtigung. 

Beſtehen zwiſchen den preußiſchen und anhaltiſchen Auflöſungsbehörden Meinungsverſchieden⸗ 
heiten, ſo entſcheidet das Preußiſche Landesamt für Familiengüter unter Zuziehung von zwei von 
der Anhaltiſchen Regierung zu beſtellenden Mitgliedern. 


§ 4. 
An der nach den preußiſchen Beſtimmungen zu erhebenden Zwangsauflöſungsgebühr wird 
Anhalt mit einem Viertel beteiligt. 


Berlin, den 28. März 1928. 


Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Preußiſchen Staats⸗ 
miniſterium unter dem 26. März 1928 erteilten Vollmacht 


Dr. Ernſt Kübler 
Wirklicher Geheimer Oberjuſtizrat, Minifterialbtreftor i. R. 
Präſident des Landesamts für Familengüter. 


Im Namen der Anhaltiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Anhaltiſchen Staats— 
miniſterium unter dem 21. März 1928 erteilten Vollmacht 


Rudolf Müller 


Miniſterialrat, Geheimer Regierungsrat. 


Nr. 13349.) Verordnung zur Anderung der Verordnung über den Ausſchuß der Preußiſchen 
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe. Vom 28. April 1928. 
Auf Grund des § 12 des Geſetzes über die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung 
des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits vom 31. Juli 1895 in der Faſſung der Bekanntmachung 
des Finanzminiſters vom 8. März 1924 (Geſetzſamml. S. 175) wird folgendes verordnet: 


S 
Im § 1 Abſ. 2 der Verordnung über den Ausſchuß der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe vom 7. Mai 1924 (Geſetzſamml. S. 535) wird die Nr. 2 geſtrichen. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 28. April 1928. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 
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